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Einleitung 

Die Ansiedlung internationaler Organisationen war und ist ein zentrales Element der 
Außenpolitik Österreichs. Diese Amtssitzpolitik wurde von der österreichischen Politik 
immer wieder als wichtige Stütze und Absicherung des neutralen Kleinstaates darge
stellt. Zugleich gilt die Neutralität bis heute in weiten Teilen der österreichischen Bevöl
kerung als Voraussetzung für die Ansiedlung internationaler Organisationen im Land.1 

In diesem Beitrag blicken wir auf zwei verbreitete Narrative, die solche argumen
tative Zusammenhänge zwischen österreichischer Neutralität einerseits und Beherber
gung internationaler Organisationen andererseits herstellen. Wir zeigen exemplarisch 
auf, wann diese Narrative entstanden, wie sie politisch eingesetzt wurden und auf wel
che Weise sie sich schließlich in der Debatte verselbständigten. Gleichzeitig hinterfragen 
wir die in diesen Narrativen enthaltenen Vereinfachungen kritisch.2 

Bereits vor dem Abschluss des Staatsvertrags im Mai 1955 und der Erklärung der Neu
tralität im Oktober desselben Jahres kam die erste internationale Organisation nach Ös
terreich. 1951 eröffnete das Flüchtlingshochkommissariat der Vereinten Nationen (eng.: 
United Nations High Commissioner for Refugees, UNHCR) ein Büro in Wien und war 
damit die erste Organisation der Vereinten Nationen (VN; eng.: United Nations Orga
nization, UNO) mit einer eigenen Abteilung in Österreich. 1957 errichtete erstmals ei
ne zum VN-System gehörende Organisation ihren Amtssitz in Wien: die neu gegrün
dete Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO). Sie ist damit die älteste und bis 
heute auch größte der in Österreich ansässigen internationalen Organisationen. Die Er
öffnung der Organisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung (eng.: 
United Nations Industrial Development Organization, UNIDO) 1966 in Wien bereitete 
den Weg, um die österreichische Hauptstadt neben New York und Genf zum dritten of
fiziellen Amtssitz der Vereinten Nationen zu machen (1996 kam Nairobi hinzu). 1979 wur
de das Vienna International Centre (VIC) – im allgemeinen Sprachgebrauch meist kurz 
als UNO-City bezeichnet – feierlich eröffnet. Seit seiner Gründung sind weitere Orga
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nisationen in das VIC eingezogen, darunter etwa das Büro der Vereinten Nationen für 
Drogen- und Verbrechensbekämpfung (eng.: United Nations Office on Drugs and Crime, 
UNODC) und die Vorbereitende Kommission für die Organisation des Vertrags über das 
umfassende Verbot von Nuklearversuchen (eng.: Preparatory Commission for the Com
prehensive Nuclear-Test Ban-Treaty Organization, CTBTO PrepCom). Doch auch Orga
nisationen außerhalb des VN-Systems haben sich in Österreich niedergelassen. So be
findet sich in Wien unter anderem seit 1965 der Hauptsitz der Organisation erdölexpor
tierender Länder (eng.: Organization of the Petroleum Exporting Countries, OPEC) und 
seit 1995 das Generalsekretariat der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE), welches aus der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) hervorgegangen ist. 

Bis heute scheint es einen politischen Konsens zu geben, dass die Ansiedlung inter
nationaler Organisationen im Interesse Österreichs liegt. So trat 2021 das Bundesgesetz 
zur Stärkung Österreichs als internationaler Amtssitz und Konferenzstandort in Kraft (Bundes
gesetzblatt 54/2021). Das Interesse zeigen auch die – letztlich gescheiterten – österrei
chischen Versuche auf, die Europäische Arzneimittel-Agentur (eng.: European Medici
nes Agency, EMA) nach Österreich zu holen, nachdem diese infolge des britischen Aus
tritts aus der Europäischen Union (EU) London verlassen musste3, oder jüngst Öster
reichs Bemühen, Sitz der neuen Behörde der EU zur Bekämpfung der Geldwäsche (eng.: 
Anti-Money Laundering Authority, AMLA) zu werden4. 

Die konkreten Arbeitsgebiete und Tätigkeiten der in Österreich ansässigen interna
tionalen Organisationen sind in der Bevölkerung hingegen wenig bekannt und auch kein 
viel diskutiertes, öffentliches Thema. Anlässlich des 40-jährigen Jubiläums der Wiener 
UNO-City schrieb die auf VN-Themen spezialisierte Journalistin Stephanie Liechten
stein daher vom »übersehenen Jubiläum«5. Deutlich verbreiteter sind hingegen Narrati
ve über Wien als »Begegnungsort der Weltpolitik« sowie über die Gründe für (und Vor
teile von) Wiens Entwicklung zu einem Zentrum internationaler Organisationen. 

Das Narrativ von der Neutralität als entscheidendem pull-Faktor für die 
Ansiedlung internationaler Organisationen 

Wer an einer offiziellen Führung durch das Vienna International Centre teilnimmt, wird 
mitunter die Frage gestellt bekommen, warum die Vereinten Nationen denn überhaupt 
einen Sitz in Österreich haben. In unserem Fall gab der Guide selbst rasch die Antwort: 
der Grund sei die österreichische Neutralität. Das Narrativ, dass die Neutralität Öster
reich für internationale Organisationen zu einem attraktiven Amtssitz mache, ist da
mit sogar in die Selbstdarstellungen dieser Organisationen übergegangen. Wie eine re
präsentative Umfrage, die vom Foreign Policy Lab der Universität Innsbruck in Zusam
menarbeit mit dem österreichischen Außenministerium durchgeführt wurde, belegt, ist 
diese Darstellung auch in der österreichischen Bevölkerung stark verbreitet: 68,4 % der 
Befragten gaben an, dass Österreich durch die Neutralität zu einem attraktiven Stand
ort für internationale Organisationen wird.6 Doch woher kommt dieses Narrativ und 
hält es einer genaueren Betrachtung der Gründe, warum sich Organisationen aus dem 
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VN-System – aber auch andere internationale Organisationen – in der österreichischen 
Hauptstadt Wien angesiedelt haben, stand? 

Ein Blick auf die Geschichte der Eröffnungen konkreter internationaler Organisatio
nen in Österreich offenbart ein differenzierteres Bild. Zweifelsohne spielte Österreichs 
neutraler Status bei den Ansiedlungen eine Rolle, dieser war jedoch bei weitem nicht der 
einzige Grund für die Amtssitzwahl. 

Als etwa 1965 die OPEC ihren Sitz nach Wien verlegte, lag das nicht nur am öster
reichischen pull-Faktor. Es gab ebenso einen wichtigen push-Faktor, der die Organisati
on ihren Sitz in Genf aufgeben ließ: Die Schweiz gewährte der OPEC und deren Mitar
beiter:innen nicht die gleichen Privilegien wie anderen internationalen Organisationen. 
Wien, das seit der Eröffnung der IAEO im Jahr 1957 Erfahrung mit Amtssitzabkommen 
hatte, war bereit, der OPEC ein deutlich besseres Angebot zu machen als die Schweiz.7 

Bereits bei den Verhandlungen zum Amtsabkommen mit der IAEO spielte auf öster
reichischer Seite die Perspektive, zukünftig als möglicher Sitz für weitere internationa
le Organisationen zu dienen, eine Rolle. In enger Zusammenarbeit zwischen der Wie
ner Stadtregierung, dem Außenamt (insbesondere der Völkerrechtsabteilung) und dem 
Finanzministerium wurde in der Folge das Amtssitzabkommen vorbereitet. Es wurde 
am 11. Dezember 1957 unterzeichnet und trat am 1. März 1958 in Kraft. Zum österrei
chischen Angebot an die Atomenergiebehörde gehörten neben Gebäuden und deren In
standhaltung auch Steuerbefreiungen und günstige Rahmenbedingungen für Sozialver
sicherung und Pensionen.8 

Die damalige Bundesregierung, eine ÖVP–SPÖ Koalition unter Bundeskanzler Juli
us Raab (ÖVP), sah das Abkommen auch als mögliche Blaupause, falls in Zukunft wei
tere Organisationen ihren Hauptsitz in Wien einrichten wollen würden. Die Privilegi
en, welche mit dem Amtssitzabkommen der IAEO eingeräumt wurden – am bekann
testen ist darunter wohl das steuerfreie Einkaufen für internationale Beamt:innen im 
sogenannten Commissary – sollten in gewisser Weise auch ein Anreiz sein, weitere in
ternationale Organisationen in Wien zu etablieren. Dabei garantierte die Bundesregie
rung der IAEO eine besondere Stellung: Für den Fall, dass Österreich in Zukunft anderen 
zwischenstaatlichen Organisationen günstigere Bedingungen einräumen würde, sollten 
diese auch in einem Zusatzabkommen auf die IAEO übertragen werden.9 

Für die Sowjetunion war die österreichische Neutralität tatsächlich ein Hauptgrund, 
als sie Wien erstmals als möglichen Amtssitz für die IAEO ins Gespräch brachte. Sie war 
allerdings nicht auf Wien festgelegt und hätte beispielsweise auch Genf akzeptiert. Be
reits in der ersten Hälfte des Jahres 1956 hatte Österreich gegenüber den Vereinten Natio
nen offiziell das Interesse bekundet, die neu zugründende Organisation in Wien zu eta
blieren. In der amerikanischen Regierung fand der Vorschlag zunächst jedoch kaum Un
terstützung. Noch 1955 hatte die amerikanische Regierung den sowjetischen Vorschlag, 
ein Gipfeltreffen zwischen Dwight D. Eisenhower und Nikita Chruschtschow in Wien 
zu veranstalten, abgelehnt – die noch frische österreichische Neutralität sollte dadurch 
nicht außenpolitisch aufgewertet oder gar zu einem attraktiven Beispiel mit interna
tionaler Strahlkraft werden.10 Auch von Seiten Großbritanniens bestanden Zweifel an 
der noch jungen Neutralität Österreichs und das Abdriften in den Neutralismus oder 
die Blockfreiheit wurde befürchtet.11 Doch im amerikanischen State Department setzten 
sich schließlich die Unterstützer für Wien durch. Österreich wurde dort zwar militärisch 
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als neutral, politisch-ideologisch jedoch als westlich gesehen. In der Logik des State De
partments wäre es daher riskant gewesen, Österreich jene Unterstützung zu verwehren, 
welche die Sowjetunion bereit war zu geben. Schließlich musste sich die Neutralität erst 
bewähren und sollte in ihrer ideologischen Westbindung nicht gefährdet sein.12 

Auch wenn die österreichische Regierung sehr daran interessiert war, die IAEO nach 
Wien zu holen, war man sich während der internationalen Verhandlungen zu diesem 
Thema nicht sicher, wie sich die noch junge österreichische Neutralität auf die Ansied
lung internationaler Organisationen im Land auswirken würde. So fürchtete die Regie
rung noch im Herbst 1956, als Österreich im Rahmen der Ungarnkrise Flüchtende auf
nahm – und damit nach Ansicht der Weltöffentlichkeit prowestlich agierte –, dass die 
Sowjetunion ihre Unterstützung für den Wiener IAEO-Amtssitz wieder zurückziehen 
würde. Dies geschah jedoch nicht. Der internationale Konsens über einen Wiener Amts
sitz war seit Sommer 1956 stabil und blieb auch trotz der internationalen Herausforde
rungen um die Aufnahme ungarischer Flüchtlinge bestehen.13 

Als sich ein Jahrzehnt später, im Jahr 1966, die ÖVP-Alleinregierung unter Josef Klaus 
offiziell für den Hauptsitz der am 17. November 1966 von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen gegründeten UNIDO interessierte, führte sie in ihrem Bewerbungs
schreiben gegenüber dem Generalsekretariat der Vereinten Nationen aus, dass sich Ös
terreich aufgrund seiner Neutralität als Kandidat eignen würde. Die Neutralität war je
doch nicht das einzige Argument, das von österreichischer Seite ins Feld geführt wur
de. Die Regierung warb ebenso mit dem hohen Grad der österreichischen Industriali
sierung, der einen wichtigen Beitrag zur Industrialisierung von Entwicklungsländern 
leisten könne.14 

Ähnlich wie im Falle der IAEO spielte auch bei der Ansiedlung der UNIDO das gute 
Angebot, das die Regierung in Wien den Vereinten Nationen machte, eine wichtige Rolle 
bei der Entscheidung der internationalen Gemeinschaft für Wien. Das am 13. April 1967 
zwischen Österreich und den Vereinten Nationen unterzeichnete Amtssitzabkommen 
beinhaltete Vergünstigungen, die von Steuererleichterungen für Mitarbeiter:innen bis 
hin zu begünstigten Pensions- und Sozialversicherungsregelungen reichten.15 Zudem 
übernahm Österreich die Finanzierung des gesamten Baus des UNO-Sitzes in Wien, 
dem neuen Hauptsitz der UNIDO und IAEO.16 Gerade das österreichische Entgegen
kommen bei den Baukosten wurde von den Vereinten Nationen wohlwollend aufgenom
men.17 

Das Interesse der österreichischen Bundesregierung, in diesen Punkten gegenüber 
den Vereinten Nationen großzügig aufzutreten, war dabei von Anfang an groß. Im Sin
ne einer außenpolitischen Profilierung war die Regierung bereit, wenn nötig auch viel 
Geld zu investieren. Dass die Ansiedlung einer VN-Organisation nicht kostengünstig 
sein werde, war allen beteiligten Regierungsmitgliedern von Beginn an klar.18 

Nicht nur aus Sicht der UNIDO, sondern auch aus Sicht der österreichischen Regie
rung spielte die Neutralität des Landes eine untergeordnete Rolle. Mit der Ansiedlung 
der UNIDO verband die Regierung neben einer stärkeren Wahrnehmung in der Welt 
vor allem auch ökonomische Interessen. Das Zusammenspiel der UNIDO mit der hei
mischen Wirtschaft sollte den lokalen Markt und Österreich als Industriestandort zugu
tekommen.19 Daneben erhoffte sich die Regierung generell durch die Ansiedlung inter
nationaler Organisationen Impulse für den Fremdenverkehr, wenn Wien und Österreich 
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international mehr im Rampenlicht stehen und als Kongressort wahrgenommen werden 
würden. Um die Abhaltung internationaler Konferenzen in Österreich zu fördern und 
die Errichtung neuer Hauptsitze im Land zu unterstützen, wurde bereits am 7. Juni 1966 
die Einrichtung einer eigenen Arbeitsgruppe im Ministerrat beschlossen.20 

Dass Österreich sich schließlich in der Wahl des UNIDO-Hauptsitzes im Dezember 
1966 gegen New York, Genf, Athen, Istanbul, Nairobi und Paris durchsetzen konnte, ging 
vor allem auch auf Österreichs enorme Lobbytätigkeit zurück. Insbesondere bei Ländern 
des globalen Südens und in Europa intervenierte Österreich massiv, um den Zuschlag 
für den Amtssitz der UNIDO zu erhalten und betonte anstatt der Neutralität vielmehr 
gemeinsame politische Interessen und strategische Partnerschaften.21 Hier zeigt sich 
auch, dass die Ansiedlung einer internationalen Organisation ein diplomatischer Akt ist, 
dessen Grundlage umfangreiche bilaterale und multilaterale Verhandlungen sind. Dabei 
werden Interessen abgewogen, politische Allianzen geschmiedet und um Feinheiten in 
den Verträgen gerungen.22 Gerade die Suche nach politischen Unterstützer:innen ist bei 
der Vergabe eines Sitzes einer VN-Organisation zentral, folgt die Abstimmung doch ei
nem strengen Prozedere in den jeweiligen Ausschüssen der Vereinten Nationen.23 

Im Falle der OPEC lässt sich ein ähnliches Motivbündel wie bei der UNIDO beobach
ten. Als Anfang der 1980er Jahre die Übersiedlung der OPEC in einen neuen Gebäude
komplex anstand, reflektierte man im Außenministerium über die Gründe, warum die
se ursprünglich überhaupt an einem Amtssitz in Österreich interessiert gewesen war.24 
Neben der aktiven Neutralitätspolitik wurden die Verkehrslage, die erwartete Besserstel
lung im Amtssitzabkommen, die Nähe zur IAEO sowie eine Reihe von Vorteilen von Wien 
gegenüber Genf (das ja ebenfalls in einem neutralen Staat lag) genannt. 

Die Ansiedlung von internationalen Organisationen in Österreich rein über die Neu
tralität zu erklären, ist folglich eine verkürzte Darstellung, die allerdings – wie auch das 
eingangs gewählte Beispiel und Umfrageergebnisse belegen – weit verbreitet ist. Zwar 
war die österreichische Neutralität während des Kalten Krieges insofern ein Vorteil, als 
die Entscheidung für Wien eine Konkurrenzsituation zwischen Amtssitzanwärtern in 
Ost und West vermied. Auch brachte die österreichische Neutralität gewisse praktische 
Vorteile, was etwa die Reisemöglichkeiten aus Ost und West zu internationalen Konfe
renzen betraf. In der österreichischen Eigenwahrnehmung wird die Bedeutung der ös
terreichischen Neutralität für die Ansiedlung internationaler Organisationen aber weit 
größer eingeschätzt, als diese aus Sicht der anderen beteiligten Staaten tatsächlich war. 

Das Narrativ von der Anwesenheit internationaler Organisationen als 
Sicherheitsfaktor für den neutralen Kleinstaat 

Anlässlich der Eröffnung des Vienna International Centre am 22. August 1979 erklär
te der österreichische Bundeskanzler Bruno Kreisky, dass eine große Armee dem Land 
und seiner Sicherheit weniger bringen würde als ein VN-Sitz – und dass erstere zudem 
noch mehr kosten würde. Österreichs bereits schon vorher etablierte außenpolitische 
Linie, sich als »Treffpunkt der Weltpolitik« zu positionieren, wurde somit als wichtiger 
Sicherheitsfaktor für den neutralen Kleinstaat präsentiert. Nach anderen Überlieferun
gen formulierte Kreisky diesen Vergleich gelegentlich noch plakativer und erklärte, dass 
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die Eröffnung der UNO-City mehr zu Österreichs Sicherheit beitragen werde als zwei 
Panzerdivisionen. Die einschlägigen Texte, die sich mit der Geschichte Wiens als Sitz 
internationaler Organisationen beschäftigen, verweisen auf dieses Kreisky-Zitat.25 Kei
ner dieser Texte führt aber zum Originalzitat, sie verweisen alle lediglich auf spätere 
Presseberichte oder Aussagen von Kreiskys ehemaligen Mitarbeiter:innen. Es sieht so 
aus, als habe sich das Narrativ, dass die Anwesenheit internationaler Organisationen ei
nen wichtigen Sicherheitsfaktor für den neutralen Kleinstaat darstelle, über die Zeit so 
sehr verselbständigt, dass es die genauen Kontexte seiner Entstehung oder weitere Be
lege nicht mehr braucht. 

Neben dem Vergleich zur Rolle der Armee setzte Kreisky zudem auf ein autobiogra
phisches Motiv, um internationale Organisationen als Sicherheitsfaktor für den neutra
len Kleinstaat zu präsentieren. Im Zusammenhang mit der Sicherheitspolitik erklärte 
Kreisky wiederholt, dass Österreich 1938 von der Welt vergessen worden sei und dass 
dies in Zukunft nicht mehr passieren dürfe. Er spielte damit auf den sogenannten »An
schluss« Österreichs an das Deutsche Reich des Jahres 1938 an, anlässlich dessen ledig
lich Mexiko vor dem Völkerbund offiziell protestiert hatte. Als Zeitgenosse, der 1938 auf
grund seiner politischen Tätigkeit als Sozialist und seiner jüdischen Herkunft ins schwe
dische Exil fliehen musste, konnte Kreisky diese Argumentation besonders glaubhaft 
machen.26 Wie schon Eric Frey betont hat, gibt es allerdings kaum Belege dafür, dass 
dieses »Mexiko-Syndrom« Basis einer echten politischen Leitlinie war.27 Es scheint in 
Kreiskys Politik vor allem als außenpolitisches Narrativ eine zentrale Funktion gehabt 
zu haben. 

Die Verfestigung des Narrativs zur Amtssitzpolitik als Sicherheitspolitik geht eng 
mit den vier Regierungszeiten Bruno Kreiskys (1970–1983) einher. Es ist dabei vor allem 
mit der von Kreisky forcierten »aktiven Neutralitätspolitik« verbunden. Allerdings gehen 
die Anfänge dieses Narratives sowohl in die Ära der Großen Koalition als auch besonders 
der ÖVP-Alleinregierung unter Josef Klaus (1966–1970) zurück. Über die Bedeutung der 
Ansiedlung internationaler Organisationen herrschte zwischen der SPÖ und ÖVP Einig
keit. 

So eröffnete beispielsweise Außenminister Lujo Tončić-Sorinj (ÖVP) am 21. Februar 
1967 mit einem Plädoyer für Österreich als Ort der internationalen Begegnung einen Vor
trag an den Ministerrat. Darin verband er argumentativ die Ansiedlung internationaler 
Organisationen mit der österreichischen Neutralität und der Sicherheit des Landes: 

Eine der wesentlichen Zielsetzungen der Bundesregierung ist es, Österreich im inter
nationalen Denken immer stärker zu verankern und damit die Sicherheit und Unab
hängigkeit des Landes zu festigen. In der Erkenntnis, dass die Niederlassung interna
tionaler Organisationen ebenso wie die Abhaltung großer internationaler Konferen
zen diesen Bestrebungen entgegenkommt, war es seit jeher die Politik der Bundesre
gierung, alle sich in dieser Hinsicht ergebenden Möglichkeiten zu nutzen. Es liegt auch 
in der Funktion des neutralen Staates, als Ort der Begegnung zu dienen.28 

Die Rede, die im Kontext der UNIDO-Eröffnung gehalten wurde, ist zum einen bemer
kenswert, weil sie zeigt, dass dieses Narrativ bereits in den 1960er Jahren politisch ge
nutzt wurde. Zum anderen zeigt sie aber auch, wie politisch versucht wurde, dies als ei
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ne die gesamte Geschichte Nachkriegsösterreichs kennzeichnende, durchgehende Hal
tung zu stilisieren (»seit jeher«). Anfang der 1970er Jahre – also noch vor der Eröffnung 
der UNO-City – übertrug Kreisky das Argumentationsmuster auch auf die OPEC. Diese 
deutete zu dieser Zeit mehrfach an, nach Genf zurückkehren zu wollen. Kreisky, mittler
weile Bundeskanzler, betonte im Ministerrat, welche Nachteile dies für Österreich be
deuten könne: »Eine Verlegung des Sitzes in einen anderen Staat wäre von Österreich 
sehr zu bedauern, da die Etablierung der OPEC in Wien für uns eine im höchsten Maß 
politische Sicherheitsmaßnahme ist«29. 

Interessant ist, dass die in diesen Narrativen festgehaltene Kausalität, dass die An
siedlung internationaler Organisationen zur Sicherheit des Landes beitrage, zeitgenös
sisch nicht so eindeutig war. Es gab durchaus auch die Diskussion, dass internationa
le Organisationen ein Sicherheitsrisiko darstellen könnten. Als Risiko wurden dabei so
wohl der zunehmende internationale Terrorismus als auch vermehrte geheimdienstli
che Aktivitäten angeführt. Beides würde das Risiko für Anschläge in Österreich erhöhen. 
Schon als es in den 1950er Jahren um die Ansiedlung der IAEO in Österreich ging, gab es 
etwa die Befürchtung der US-Regierung, dass die damals noch geplante Lagerung spalt
baren Materials (pool of fissile materials) der Sowjetunion einen Anlass geben könnte, ein
zumarschieren. Die österreichische Regierung versuchte diese Bedenken schnell aus der 
Welt zu räumen und meinte, dass wenn dieses Material von der IAEO verwaltet werden 
sollte, es ja nicht unbedingt am Amtssitz gelagert werden müsse. Sicherheitsrisiken, die 
mit der Ansiedlung von internationalen Organisationen verknüpft wurden, waren also 
durchaus gegeben oder wurden zumindest diskutiert.30 

Der OPEC-Überfall, der in einer Geiselnahme endete und drei Menschenleben for
derte31, zeigte zudem, dass dies eine nicht bloß imaginierte, sondern auch eine tatsäch
liche Gefahr war. Aus österreichischer Sicht ist die Frühgeschichte der OPEC vor allem 
mit der Erinnerung an diesen Überfall durch eine Terroristengruppe im Dezember 1975 
verbunden. Die Geschichte der OPEC in Wien ist damit auch ein wichtiges Beispiel für 
den – neben den positiven Stimmen ebenfalls bestehenden – negativen Diskurs über die 
Internationalisierung des Landes. Zuviel Internationalisierung, so kann ein Argumenta
tionsmuster dieser Zeit zusammengefasst werden, stärke nicht die Sicherheit des Lan
des, sondern stelle insbesondere in Zeiten des wachsenden internationalen Terrorismus 
eine Gefahr für den österreichischen Staat dar. Dieses negative Bild der OPEC verband 
sich dabei mitunter auch mit kritischen Stimmen zu Bruno Kreiskys Nahostpolitik.32 

Die gezielte Verfestigung des Sicherheitsnarratives hatte daher weniger eine außen
politische als vor allem eine innenpolitische Dimension. Zwar war die Entscheidung für 
den Bau der UNO-City schon von der ÖVP-Alleinregierung unter Josef Klaus getroffen 
worden – entsprach also den außenpolitischen Interessen von SPÖ und ÖVP – doch ent
zündete sich ein innenpolitischer Machtkampf um die Frage des mit dem VIC verbun
denen Konferenzzentrums. Die Kosten waren innenpolitisch schwer vermittelbar und 
die ÖVP nutzte dies zudem, der Regierung vorzuwerfen, sie stecke zu viele Finanzmittel 
in das rot regierte Wien. Es folgte ein von der ÖVP initiiertes Volksbegehren. Die SPÖ 
entwickelte darauf eine Gegenstrategie, die das Sicherheitsnarrativ zentral spielte. Ein 
von der SPÖ erstelltes Flugblatt, das »Tatsachen und Argumente« für die Notwendig
keit eines großen Kongresszentrums zusammenstellte, verwies neben wirtschaftlichen 
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Motiven an oberster Stelle auf das Sicherheitsnarrativ: »Konferenzzentrum – ein Sicher
heitsfaktor« lautete die Überschrift des Folders. Darunter hieß es: 

Österreich liegt an der Demarkationslinie Europas. Von einer Auseinandersetzung 
der Supermächte wären wir auf jeden Fall betroffen. Als kleines Land können wir der 
Kriegsgefahr nur eine Waffe entgegensetzen, die Entspannungspolitik.33 

Interessanterweise wurde das Narrativ, dass die Ansiedlung internationaler Organisa
tionen der Sicherheit Österreichs diene, damit vor allem in jener Zeit groß, als das Ri
siko des internationalen Terrorismus in Europa und auch in Wien stieg. Die Argumen
tation, dass die Ansiedlung internationaler Organisationen eine gute Sicherheitspolitik 
sei, wurde also nicht als Erfahrungswert aus einer sich bereits bewährten Politik abgelei
tet, sondern als Erwartungshaltung formuliert und politisch genutzt. Es hat sich in Folge 
verselbständigt und wird auch von der politikwissenschaftlichen Literatur zum Thema 
bis heute nicht wesentlich hinterfragt.34 

Fazit 

Die geschichtswissenschaftliche Perspektive auf gängige Narrative zur österreichischen 
Neutralität und den im Land ansässigen internationalen Organisationen verdeutlicht, 
dass die Prozesse der Ansiedlung und die Frage nach der Sicherheit für den neutralen 
Kleinstaat durchaus komplexer waren, als es diese Narrative vorgeben. Statt einer mo
nokausalen Erzählung offenbart die Quellenarbeit in mehreren Archiven ein differen
zierteres Bild hinsichtlich der österreichischen Interessen sowie der Interessen der be
troffenen Organisationen selbst. 

Es zeigt sich, dass die Ansiedlung internationaler Organisationen nicht nur auf die 
außenpolitische Aufwertung des Landes und die aktive Gestaltung der Neutralitätspoli
tik abzielte, sondern vielmehr auch wirtschaftliche, innenpolitische, finanzielle und tou
ristische Überlegungen eine Rolle spielten – sowohl aus Sicht der österreichischen Po
litik als auch aus jener der Vertreter:innen der internationalen Gemeinschaft, die mit 
der Amtssitzsuche betraut waren. Die Neutralität war dabei ein Aspekt unter vielen, der 
den Standort Österreich für die Niederlassung internationaler Organisationen attraktiv 
machte oder von der Bundesregierung ins Treffen geführt wurde. 

Fragen nach dem Zusammenhang von Sicherheit und internationalen Organisatio
nen wurden wiederum mitunter bewusst von der Politik in die Öffentlichkeit getragen, 
um die österreichische Amtssitzpolitik zu legitimieren – etwa als diese aufgrund ho
her Baukosten des VIC-Konferenzzentrums zum Gegenstand öffentlicher Kontroverse 
wurde. Die dabei geformten Narrative fanden raschen (und bleibenden) Eingang in die 
öffentlichen Wahrnehmungen der österreichischen Neutralitätspolitik und wurden von 
Politiker:innen, der Bevölkerung aber auch teils von Mitarbeiter:innen der jeweiligen Or
ganisationen rezipiert und weitergetragen – bis sie ein zentraler Aspekt des österreichi
schen politischen Selbstverständnisses wurden. 

Der Verweis auf die Neutralität als zentralem Bestandteil der österreichischen Iden
tität ist dabei nicht nur Analyse, sondern zugleich ein eigenes wirkungsmächtiges Nar

https://doi.org/10.14361/9783839424452-016 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839424452-016
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


Sarah Knoll & Elisabeth Röhrlich: Das neutrale Österreich als Sitz internationaler Organisationen 265 

rativ, das in aktuellen Debatten genutzt wird, um ein nostalgisch-verklärtes Bild ver
gangener österreichischer Außenpolitik politisch nutzbar zu machen. Diese Darstellung 
gilt es in zukünftigen Debatten über die österreichische Neutralität weiter faktenbasiert 
zu dekonstruieren sowie zu erklären, in welchen Kontexten und mit welchen Intentio
nen diese Narrative geprägt wurden. Dafür braucht es weitere zeithistorische Forschung 
zum nur vermeintlich erschöpfend untersuchten Thema der österreichischen Neutrali
tät. Welche Rolle spielte etwa die österreichische Neutralität im Agieren österreichischer 
Diplomat:innen im Genfer und New Yorker VN-Kontext? Welchen Einfluss hatte sie auf 
diplomatische Verhandlungen bei den VN und ihren Unterorganisationen? 

Für eine ergebnisoffene Debatte über die Zukunft der österreichischen Außen- und 
Sicherheitspolitik in einer veränderten Welt, welche auch die österreichische Bevölke
rung einbeziehen soll, ist es notwendig, gängige Erzählungen, wie jene über Österreichs 
Amtssitzpolitik, durch den historischen Blick zu hinterfragen. Nur so kann das Hemm
nis der alten Narrative von der Unwandelbarkeit der österreichischen Neutralität über
wunden werden. 
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